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VORWORT

Die vorliegende "Kleine Einführung ins FWG" 5011 den Vollzug des Bundes‑
gesetzes über Fuss- und Wanderwege (FWG) vom 4. Oktober 1985, in K ra f t
seit dem 1. Januar 1987, in den Kantonen und Gemeinden fôrdern he1fen.
Sie i s t somit als Einstiegshilfe für kantonale und kommunale Sachbearbei‑
t e r gedacht.

Wie bereits fü r die Schrif t "Rechtsfragen bei Fuss‐ und Wanderwegen" (Nr. 8
der ARF‐Schriftenreihe) zeichnet auch fü r die vorliegende Schri f t l ie. i u r.

Heinrich Jud als Verfasser, wobei die Arbeit wiederum von der ARF-Kommis‑
sion Recht in erfreulicher Zusammenarbeit m i t den Schweizer Wanderwegen
beg1eitet wurde.

ARF‐Kommission Recht
Der Präsident:

l ie. i u r. Stefan Aschwanden
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EINLEITUNG

Am 18. Februar 1979 wurde Ar t i ke l 37quater unserer Bundesverfassung (BV)
m i t nachstehendem Wortlaut von Volk und Ständen m i t überwältigendem
Mehr angenommen:

Der Bund stel l t Grundsätze auf für Fuss‐ und Wanderwegnetze.
Anlage und Erhaltung von Fuss‐ und Wanderwegnetzen sind Sache

der Kantone. Der Bund kann ihre Tât igkei t unterstützen und koordinie‑
t e n .

3 In Erfül lung seiner Aufgaben n immt der Bund auf Fuss‐ und Wender‑
wegnetze Rücksicht und erse tz t Wege, die et aufheben muss.

Bund und Kantone arbeiten m i t pr ivaten Organisationen zusammen.

Mit: diesem Verfassungsartikel i s t der Bund befugt, den Bereich der Fuss‑
und Wanderwege in Grundzügen zu regeln. D i e detai l l ierte Regelung bleibt
jedoch ‐ innerhalb der vom Bund aufgestellten Rahmenordnung (A r t . 37quater
BV sowie Bundesgesetz über Fuss‐ und Wanderwege [FWG] und Verordnung
über Fuss‐ und Wanderwege [FWV]) ‐ den Kantonen vorbehalten. Damit werden
einerseits Bund und Kantone befugt und verpflichtet, bei der Erfüllung ihrer
vielfältigen und heute weitreichenden Tätigkeiten auf die Fuss‐ und Wanderwege
Rücksicht zu nehmen und haben so die Kompetenz erhalten, Anliegen der
Fussgänger zu f Ô r d e r n . Andererseits i s t die gesamtschweizerische Vereinheit‑
lichung derart, dass sie den Kantonen noch wei ten Raum für eigene, auf
ihre speziellen Verhältnisse zugeschnittene gesetzgeberische Gestaltung belässt.

lndem der Bundesgesetzgeber den Kantonen den Rechtsetzungsauftrag grôssten‑

tells weitergibt, t râg t er clem Charakter des Bundesgesetzes über Fuss- und
Wanderwege (FWG) als einem Grundsatzgesetz 'Rechnung. Neben Rechtsetzungs‑
aufträgen is t er indes auch berechtigt, behôrdenverbindliche oder unmittelbar
den Einzelnen verpflichtende Normen zu erlassen. Grundsätzlich sind es aber
die Kantone, die Fuss‐ und Wanderwegnetze planen, anlegen und erhalten
sollen.

In einem Kreisschreiben an die Departemente, Anstalten und Regiebetriebe
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des Bundes betreffend Fuss- und Wanderwege vom 29. August 1979 (BEI
1979 I I I 695) hat der Bundesrat darauf hingewiesen, dass A r t . 37quater Abs.
3 BV eine direkt anwendbare Norm is t . D ie Bundesstellen wurden angewie‑
sen, bei der Erfüliung ihrer Aufgaben, namentlich auch bei der Vergabe
von Subventionen, auf Fuss‐ und Wanderwege Rücksicht zu nehmen und dieje‑
nigen Wege zu ersetzen, die sie aufheben müssen. Dieses Kreisschreiben
wurde m i t der Inkraftsetzung des FWG am 1. Januar 1987 aufgehoben (vgl.
dazu hinten bei Ar t . 17 FWG).

Die we i te ren Stationen des FWG: ges tü t z t auf Vorarbeiten einer vom Departe‑
men t des Innern beauftragten Arbeitsgruppe schickte das Departement am
28. Januar 1980 einen Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung. Der überar‑
beitete Entwurf wurde den Eidgenôssisehen Räten zusammen m i t der Bot‑
schaft vom 26. September 1983 vorgelegt. Diese verabschiedeten das FWG
nach einem Differenzbereinigungsverfahren am 4. Oktober 1985. Die Referen‑
dumsfrist i s t am 13. Januar 1986 unbenützt abgelaufen. Das FWG is t zusammen
mi t der Verordnung über Fuss‐ und Wanderwege (FWV) auf den l. Januar
1987 in K r a f t gesetzt worden.

Die Kantone sind m i t der Ausführungsgesetzgebung und dem Vollzug von
FWG und FWV beauftragt. Ob sie zu diesem Zweck geltende Gesetze (z.B.
Strassengesetz, Planungs‐ und Baugesetz, Forstgesetz) anpassen oder einen
Spezialeriass über Fuss- und Wanderwege erarbeiten, steht den Kantonen
frei.

Hinweise für den Vollzug ‐ auch in zeit1icher Hinsicht ‐ sind im FWG und
der FWV enthaiten. Sie belassen den Kantonen jedoch e in weites Ermessen.
Angesichts der komplexen Materie - sie beschlägt verschiedene Rechtsgebiete
wie Z.B. das Planungs- ”und Baurecht, das Strassen- und das Enteignungsrecht ‑
kann der grosse Ermessensspielraum fü r die Kantone auch eine Erschwerung
sein.
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!. ABSCHNITT: ZWECK U N D BEGRIFFE

Ar t . ] Zweck

Dieses Gesetz bezweckt die Planung, die Anlage und die Erhaltung zusammen‑
hängender Fuss‐ und Wanderwegnetze.

Hauptziel des FWG is t die Erhaltung und, wo nôt ig , die Ergänzung der be‑
stehenden Fuss- und Wanderwege, wobei vor allem bei den Wanderwegen
zusammenhängende Netze angestrebt werden. Das Gesetz regelt in sachlicher
Hinsicht also zwei Bereiche: die Fusswegnetze und die Wanderwegnetze.
Im Fusswegbereich wi rd das Schwergewicht künft iger Arbeit wohl in der
Neuschaffung und Verbesserung von Fussgängeranlagen und ‐verbindungen,
bei den Wanderwegen dagegen in der Netzerhaitung liegen.

Ar t . 1 FWG fordert zusammenhângende Fuss- und Wanderwegnetze. Dabei
soilen nicht nur die Wanderwegnetze benachbarter Regionen untereinander
zusammenhängen, vielmehr muss sinnvoilerweise auch das Wanderwegnetz
in das Fusswegnetz eingebunden werden. Die hiefür nôt ige Koordination ist;

den Kantonen in Ar t . 5 FWG vorgeschrieben. Sie haben denn auch dem Bundes‑
a m t für Forstwesen und Lendschaftsschutz (BFL) über die Koordination ihrer
Fuss- und Wanderwegnetze m i t denjenigen der Nachbarkantone zu berichten
(Ar t . 2 Abs. 2 l i t . & FWV).

Als Voraussetzung zur Anlage und Erhaltung eines zusammenhängenden Fuss‑
und Wanderwegnetzes sowie allenfalls zur Sicherung des Wegnetzes bezweckt
das Gesetz ausserdem eine entsprechendé Pianung (vgi. dazu hinten bei Ar t .
4 FWG).
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Einführung zu Ar t . 2 und 3 FWG (Begriffe)

Obwohl sich das FWG im Ti te l auf Fuss- und Wanderwege bezieht, werden
in den analog aufgebauten A r t . 2 und 3 FWG lediglich die Begriffe Fuss‑
und Wanderwegnetze definiert.

Das Gesetz zeigt auf, welchen Benützerkategorien die Netze zu dienen haben,
welchen Funktionen sie zu genügen haben und aus welchen Elementen sie
zusammengesetzt werden kônnen.

Die Kantone sind an die Definitionen und Anforderungen in A r t . 2 und 3
FWG gebunden, kônnen jedoch in der Ausgestaltung ihrer eigenen Gesetzgebung
auch weitergehende Anforderungen stellen, soweit der Bund eine Frage nicht
abschliessend geregelt hat. Sie müssen insbesondere dafür sorgen, dass die
Wegnetze ihren zugedachten Funktionen gerecht werden. Anhand der von

den Netzen zu erfüllenden Funktionen bestimmt sich auch die Dichte der
Wegnetze (vgl. besonders zur Frage der Netzdichte die Arbeit von Daniel‑
li/Schwarze, ARF‐Schrif t N r. 9).

Das bestehende Wanderwegnetz wi rd manche der in A r t . 3 FWG erwâhnten
Anforderungen schon heute erfüllen. Beim Fusswegnetz sind die Lücken offen‑
sichtl ich: Gefährliche Schulwege, unzweckmässige Haltestellenzugänge zum
ôffentl ichen Verkehr, hohe Antei le von Fussgängern bei Verkehrsunfällen
zeigen, w i e dringlich ein Ausbau des bestehenden Fusswegnetzes zu r Schliessung
der Lücken is t .
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Ar t . 2 Fusswegnetze

Fusswegnetze sind Verkehrsverbindungen für die Fussgänger und liegen
in der Regel im Siedlungsgebiet.
Sie umfassen untereinander zweckmässig verbundene Fusswege, Fussgängerzo‑

nen, Wohnstrassen und âhnliche Anlagen. Trottoirs und Fussgângerstreifen
kônnen als Verbindungsstücke dienen.
Fusswegnetze erschliessen und verbinden insbesondere Wohngebiete, Arbeits‑

plätze, Kindergârten und Schulen, Haltestellen des ôffentlichen Verkehrs,
ôffentl iche Einrichtungen, Erholungsanlagen sowie Einkaufsläden.

Abs. 1 von Ar t . 2 FWG bringt deutlich zum Ausdruck, class sich die Fussweg‑
ne t z e durch ihre Funktion von den Wanderwegnetzen unterscheiden (vgl.
auch Botschaft FWG S. 8): Fusswegnetze haben in e r s t e r Linie eine Verkehrs‑
funktion für den Fussgänger zu erfüllen. Als Verkehrsmittel beschränkt sich
das Zufussgehen heutzutage auf den innerôrt l ichen Bereich. Ihrer Funktion
entsprechend sell das Fusswegnetz einer Gemeinde das ganze Siedlungsgebiet
überziehen und insbesondere die in Abs. 3 aufgezähiten Verbindungen herstellen.

Wo eine klare Trennung der Verkehrswege für Fussgänger und motor is ier te
Verkehrsteilnehmer nicht môglich is t , müssen andere geeignete Massnahmen
getroffen werden, die dem Fussgänger eine freie und môgiichst gefahrlose
Begehung ermôglichen (Ar t . 6 Abs. 1 l i t . b FWG; z.B. durch Wohnstrassen
oder andere Verkehrsberuhigungsmassnahmen).

Die Elemente des Fusswegnetzes werden in Abs. 2 erwähnt, jedoch nicht
definiert. Es versteht sich jedoch von selbst, dass eigentliche Fusswege im
Sinne von Abs. 2 der obgenannten Bestimmung lvom Motoriahrzeugverkehr
freizuhalten sind. Aus dem zweiten Satz von Abs. 2 muss aber geschlossen
werden, dass Trottoirs und Fussgängerstreifen nicht für sich allein e i n Fussweg‑
ne t z ausmachen dürfen, sondern lediglich als Verbindungsstücke dienen kônnen.



ARP/SAW, Kleine Einführung ins FWG

A r t . 3 Wanderwegnetze

Wanderwegnetze dienen vorwiegend der Erholung und liegen in der Regel
ausserhalb des Siedlungsgebietes.
Sie umfassen untereinander zweckmässig verbundene Wanderwege. Andere

Wege, Tei le von Fusswegnetzen und schwach befahrene Strassen kônnen als
Verbindungsstûcke dienen. Historische Wegstrecken sind nach Môglichkeit
einzubeziehen.
Wanderwegnetze erschliessen insbesondere für die Erholung geeignete Gebiete,

schône Landschaften (Aussichtslagen, U f e r usw.), kulturelle Sehenswûrdigkeiten,
Haltestellen des ôffentlichen Verkehrs sowie touristische Einrichtungen.

Der Aufbau von Ar t . 3 FWG entspricht demjenigen von Ar t . 2 FWG. In
Abs. 1 wi rd auf die Erholungsfunktion hingewiesen, die das Wanderwegnetz
zu erfüllen hat.

Abs. 2 enthält die Elemente, aus denen ein Wanderwegnetz zusammengesetzt

sein kann. Analog zur Lôsung bei den Fusswegnetzen wird darauf hingewiesen,
dass andere Wege als Wanderwege das Wanderwegnetz nicht charakterisieren
dürfen, sondern lediglich Verbindungsstücke in diesem sein kônnen. Besonders
g i l t dies natürl ich für die schwach befahrenen Strassen, soweit sie fü r den
Wanderer ungeeignete Beläge enthalten (A r t . 7 Abs. 2 l i t . d FWG und A r t .
6 FWV) oder die freie und môglichst gefahrlose Begehung der Wege (A r t .
6 Abs. 1 l i t . b FWG) in Frage stellen.

Bass Wanderwege keinen Hartbelag aufweisen dürfen, hat der Gesetzgeber
auf einen entsprechenden Antrag im Nationalrat abgelehnt. Es wurde von
den Gegnern des Antrages darauf hingewiesen, dass es clem Wegeigentümer
nicht môglich sein soll, sein Wegstück durch Verteerung dem Einbezug in
e in Wanderwegnetz zu entziehen. Der Gesetzgeber wollte zudem auch die
Môglichkeit offen lassen, dass die umfangreichen, jedoch teilweise (aus welchen
Gründen auch immer) m i t Hartbelägen versehenen land‐ und forstwirtschaftl ichen
Bewirtschaftungsstrassen weiterhin ins Wanderwegnetz einbezogen werden
kônnen. In den Eidgenëssischen Räten war es jedoch unumstr i t ten, dass Wander‑
wege grundsätzlich keine Hartbeläge aufweisen sollen. Dieser Grundsatz

_ 1 0 ‑
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is t für das physische und psychisehe Wohl des Wanderers unerlässlich. In
der parlamentarischen Beratung neu ins Gesetz aufgenommen wurde e in

Antrag, der verlangt, dass historisehe Wegstrecken nach Môglichkeit in das
Wanderwegnetz einzubeziehen sind (Abs. 2 Satz 3). Bei diesen historisohen
Wegstrecken is t vorab an solche zu denken, die im Inventar der historischen
Verkehrswege (WS) enthalten sind. Dieses lnventar w i rd zurzeit vom Geogra‑
phischen Inst i tut der Universität Bern erarbeitet und soil in ca. zehn Jahren
fertiggestellt sein.

2. ABSCHNIT‘I‘: PLANUNGz ANLAGE UND ERHALTUNG

Ar t . 4 Planung

1 D i e Kantone sorgen dafür, dass:
a. bestehende und vorgesehene Fuss‐ und Wanderwegnetze in Plänen

festgehalten werden;
b. die Plâne periodisch überprüft und nôtigenfalls angepasst werden.
Sie legen die Rechtswirkungen der Pläne fest und ordnen das Verfahren

für deren Erlass und Aenderung.
Die Betroffenen sowie die interessierten Organisationen und Bundesstellen

sind an der Planung zu beteiligen.

Der Bund macht den Kantonen keine Vorschriften darüber, in welchen Plänen
sie welche Netze aufnehmen sollen. Sowohl Planart wie Planstufe (kantonale,
regionale oder kommunale Pläne) sollen aber dem darzustellenden Gegenstand
entsprechen. Das vergleichsweise dichte Fusswegnetz wird eher in kommunale
Pläne einfliessen; das Wanderwegnetz dagegen kann in regionale oder kantonale
Pläne aufgenommen werden.

Die Wa h ] der Planart wird der Kanton entsprechend der eigenen Planungs‑
tradition festlegen. Für die Wa h ] kann aber auch entscheidend sein, ob der
Kanton die im FWG verlangte rechtliche Sicherung der freien Begehbarkeit

. . 1 1 _
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von Fuss- und Wanderwegnetzen (Ar t . 6 Abs. 1 FWG und A r t . 5 FWV) m i t
dem Instrument der Pläne realisieren Will. ls t dies der Fall, so müssen die
Pläne eigentümerverbindlich ausgestaitet sein (vgl. dazu im einzelnen: ]ud,
ARF-Schrift N r. 8, besonders S. 24 f f . und 49 H.) . Der Kanton muss zudem
dafür sorgen, dass die verlangte Koordination (A r t . 5 FWG) gewährleistet
is t . Diese kann e tw a m i t einer Richtplanung erreicht werden. Die Frage
nach dem geeigneten Plan wird ausführlich in der ARF‐Schrift N r. 9 von
Danielli/Schwarze behandelt.

D ie Pläne sind periodisch (in der Regel alle zehn Jahre, A r t . 1 FWV) zu
überprüfen und nëtigenfalls anzupassen.

Der Grundsatz der Beteiligung der Betroffenen an der Planung kann schon
aus dem Grundsatz des rechtlichen Gehôrs abgeleitet werden (vgl. auch Ar t .
4 des eidgenôssischen Raumplanungsgesetzes [RPG]). Die Beteiligung der
interessierten Organisationen und Bundesstellen is t den Kantonen bzw. den
betreffenden Planungskôrperschaften, die m i t der Ausarbeitung von Fuss‑
und Wanderwegnetzen befasst sind, vorgeschrieben. Für den Bund i s t die
Beteiligung deshalb wichtig, we i l er eigene raumwirksame Aufgaben zu erfül len
hat, die Pläne der Kantone aber dennoeh ‐ ohne e in Genehmigungsverfahren ‑
als auch für sich verbindlich erklärt (A r t . 10 FWG und Ar t . 8 FWV). Die
Pläne sind zu diesem Zweck dem Bundesamt für Forstwesen und Landschafts‑
schutz vor dem erstmaligen Erlass sowie vor der Genehmigung erheblicher
Anpassungen zu unterbreiten (Ar t . 2 Abs. 1 FWV).

Der Planaufnahme muss e in wohlüberlegtes Netzkonzept zugrundeliegen.
Es wi rd daher nur ein Te i l der heute bestehenden Wege in den entsprechenden
Netzplänen Aufnahme finden.

A l l jene bestehenden Wege, die nicht Tei le der in A r t . 4 FWG vorgesehenen
Pläne bilden, fallen nicht un t e r die Bestimmungen des FWG und finden keinen
Schutz auf Grund der nachfolgendenArt ike l (Koordination, Unterhalt, Kennzeich‑
nung, freie und gefahrlose Begehung, Ersatz usw.).

_ 1 2 _
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Ar t . 5 Koordination

D ie Kantone koordinieren ihre Fuss‐ und Wanderwegnetze m i t denjenigen
der Nachbarkantone sowie m i t den raumwirksamen Tätigkeiten der Kantone
und des Bundes.

Nicht zuletzt der Wunsch nach einem zusammenhängenden Fuss‐ und Wender‑
wegnetz führte zur Aufnahme des dem FWG zugrundeiiegenden A r t . 37quater
BV. Man wollte m i t einem Gesetz vermeiden, dass diese Wegnetze nur bis
an die Kantonsgrenzen geführt oder dass sie nicht auf die anderen raumwirk‑
samen Aufgaben der Kantone und des Bundes abgestimmt werden. Auch
Nutzungsüberlagerungen auf Wegen durch Fussgänger, Velofahrer, Motorradfahrer
und Automobilisten erfordern eine koordinierte Betrachtungsweise. Durch
die Koordination sollen gegenseitige Behinderungen ausgeschlossen und die
Wegnetze untereinander und m i t den übrigen raumwirksamen Aufgaben sinnvoll
ergänzt werden.

Die vom Gesetzgeber verlangte Koordinationspf1icht verlangt eine Koordination
in verschiedener Hinsicht:

a) Zunächst einmal sind die Fuss‐ und Wanderwegnetze eines Kantons
m i t denjenigen der Nachbarkantone zu koordinieren. Die grenzüberschrei‑
tende Koordination i s t beim Wanderwegnetz wohl aktueller als beim
Fusswegnetz.

b) Die Fuss- und Wanderwegnetze müssen sodann m i t den übrigen raumwirk ‑

samen Tätigkeiten der Kantone koordiniert werden. Die FWV verlangt
in Präzisierung des Gesetzestextes die Koordination m i t den Tätigkeiten
des eigenen Kantons w i e m i t denjenigen der Nachbarkantone (Ar t .
2 Abs. 2 l i t . a FWV). Was ais raumwirksame Tätigkeit g i l t , bestimmt
das Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG)
sowie die Verordnung des Bundesrates über die Raumplanung vom
26. März 1986 (RPV). Massgebend sind besonders Ar t . 1 bis 3 RPG
sowie A r t . 1 Abs. 1 RPV.

_ 1 3 _
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c) Ausserdem müssen die Fuss‐ und Wanderwegnetze m i t den raumwirksa‑
men Tätigkeiten des Bundes koordiniert werden.

Diese Koordination macht die Bekanntgabe der P1äne an den Bund erforder‑
l ich. Das Verfahren i s t in A r t . 2 und 3 FWV festgelegt. Das ursprünglich
im bundesrätlichen Entwurf f ü r die Koordination zwingend vorgeschriebene
Richtplanverfahren gemäss Ar t . 6 bis 12 RPG is t im Sinne des heutigen
A r t . 5 FWG liberalisiert worden.

Hinsichtlich des Voilzuges von A r t . 5 FWG müssen die Kantone das Verfahren
für die Koordination bestimmen. Dieses kann dem Verfahren gemäss Raumpla‑
nungsgesetz (RPG) bzw. dem entsprechenden kantonalen Verfahren angepasst
werden. D ie Durchführung der Koordination kann der vom Kanton einzurichten‑
den Fachstelie (vgl. Ar t . 13 FWG und Ar t . 11 FWV) übertragen werden.

A r t . 6 Anlage und Erhaltung

D ie Kantone sorgen dafür, dass:
a. Fuss‐ und Wanderwege angeiegt, unterhalten und gekennzeichnet werden;
b. diese Wege f r e i und môglichst gefahrlos begangen werden kônnen;
c. der ôffentliehe Zugang rechtlich gesichert is t .
Bei der Erfül lung ihrer übrigen Aufgaben nehmen sie auf die Fuss- und

Wanderwege Rücksicht.

D ie Anlage und Erhaltung von Fuss‐ und Wanderwegen is t schon nach dem
Veriassungsartikel die Hauptaufgabe der Kantone. In A r t . 6 Abs. 1 FWG
werden diese Aufgaben wiederholt, präzisiert und ergänzt. Zur Durchführung
dieser Aufgaben kônnen die Kantone die Gemeinden oder private Organisationen
heranziehen. Gemeinden und regionale Verbände des ôffentl ichen Rechts
(Aemter, Bezirke usw.) kônnen von den Kantonen im Sinne einer Delegation
m i t der eigenständigen Regelung bes t immter, d.h. vom Kanton vorgeschriebener
Gebiete beauftragt werden. Ueberhaupt kônnen die Kantone selber bestimmen,
w i e und m i t welchen finanzielien Folgen sie ihre Gemeinwesen bei der Erfül lung
ihrer Aufgaben aus dem FWG heranziehen wollen. Zu A r t . 4 FWG i s t bereits

- 1 4 ‑
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erwähnt worden, dass es kommunale, regionale und kantonale Pläne geben
kann. Im Rahmen der geltenden kantonalen Strukturen kônnen auch die in
A r t . 6 FWG erwähnten Massnahmen untergeordneten Behôrden zugewiesen
werden. Zweckmässigerweise wird dabei für eine übereinstimmende Lôsung
bei Planungsfragen und Vollzugsfragen durch die Kantone gesorgt . Den Kantonen
verbleibt selbstverständlich in allen Belangen die Ueberwachung des Vollzugs
derart delegierter Aufgaben.

Der Geltungsbereich dieses und der nachfolgenden Art ike l beschränkt sich
auf Fuss- und Wanderwege, welche in die Pläne gemäss Ar t . 4 aufgenommen
wurden (vgl. A r t . 4 FWV).

l i t . 3. D ie Anlage und Unterhaltung von Fuss‐ und Wanderwegen is t nach
der für Strassen üblichen Sorgfalt vorzunehmen. Es is t daran zu er in ‑

nem, dass - wie bei Strassen ‐ auch bei Fuss- und Wanderwegen Mängel
in Anlage und Unterhalt der Wege im Schadenfall zu Schadenersatzfor‑
derungen führen kônnen (vgl. zur Haftungsfrage im einzelnen: ]ud,
ARF-Schrift N r. 8, besonders S. 53 H.).

Die Kennzeichnung von Wanderwegen i s t allgemein bekannt und gu t

eingeführt. An ihr soll festgehalten werden. Massgebend dafür werden
Richtlinien des Bundesamtes für Forstwesen und Landschaftsschutz
(BFL) sein (A r t . 4 Abs. 2 FWV).

Fusswegnetze sind lediglich in Städten und grôsseren Ortschaften nach
Massgabe von A r t . 4 Abs. 3 FWV einheitlich zu signalisierenÇ

l i t . b. Nur Fuss- und Wanderwege, auf denen ein môglichst gefahrloses Zufuss‑
gehen gewährleistet is t , erfül len die ihnen zugedachte Funktion. M i t
der môglichst gefahrlosen Begehung soil e ine Anpassung der verschieden‑
ar t igen Wege an die ôrt l ichen Gegebenheiten gefunden werden kônnen.
M i t dem "môglichst" sind gehobene Anforderungen an das Wegnetz
gemeint. Warm Wege der Anforderung von Abs. 1 l i t . b FWG nicht
mehr genügen, kann m i t H i l fe der umfangreichen Rechtsprechung
zu den Mängeln bei der Werkeigentümerhaftung bestimmt werden
(dazu Jud, ARF‐Schrift N r. 8, S. 56 H. ) .
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l i t . c. Es bleibt den Kantonen anheimgestellt, w i e sie den Ô f f e n t l i c h e n Zugang
bzw. die fre ie Begehbarkeit der in den Plänen enthaltenen Fuss- und
Wanderwegnetze rechtlich sichern wollen (vgl. auch A r t . 5 FWV).
Während bei Wanderwegnetzen eine Sicherung auf privatrechtl icher
Grundlage angemessen sein kann und heute teilweise schon besteht,
wi rd die Sicherung von Fusswegnetzen wohl mehrheitlich m i t offent l ich‑
rechtlichen Instrumenten hergestellt werden (vgl. im wei teren zur
pr ivat - w i e offentlichrechtrlichen Sicherung: Jud, ARF-Schrift N r. 8,
S. 23 ff . ) . Inhaltlich muss gewährleistet sein, dass die Wege jederzeit
von jedermann unentgeltl ich benützt werden kônnen. Bless vorübergehende
Sperrungen ‐ e t w a aus Sicherheitsgründen (mil i tärische Schiessübung) ‑
bedeuten keine Aufhebung der freien Begehbarkeit; ebensowenig Weide‑
zäune, die ohne erheblich Aufwendungen von jedermann überwunden
werden kônnen.

ln Abs. 2 von Ar t . 6 FWG wird für die Kantone festgelegt, was fü r den
Bund schon kra f t Verfassungsrecht g i l t (A r t . 37quater Abs. 3 BV; siehe auch
A r t . 10 FWG): Sie müssen bei ihrer Aufgabenerfüllung auf Fuss‐ und Wender‑
wegnetze Rücksicht nehmen. Diese Pflicht der Kantone zur Rücksichtnahme
ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz. D ie Kantone kônnen die Mindestan‑
forderungen an diese Rücksichtnahme sowie die Folgen bei deren Verletzung
wei ter ausführen. Dabei haben die Kantone nicht nur auf bestehende, sondern
auch auf geplante Wege Rücksicht zu nehmen.
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Ar t . ? Ersatz

Müssen die in den Plânen enthaltenen Fuss‐ und Wanderwegnetze oder Teile
davon aufgehoben werden, so is t , u n t e r Berücksichtigung der ôrt l ichen Verhâlt‑
nisse, fü r angemessenen Ersatz durch vorhandene oder nen zu schaffende
Wege zu sorgen.
2 . . .Fuss‐ und Wanderwege smd 1nsbesondere zu ersetzen, wenn me:
a. nicht mehr f re i begehbar sind;
b. abgegraben, zugedeckt oder sonstwie unterbrochen werden;
c. auf einer grôsseren Wegstrecke stark befahren oder für den allgemeinen

Fahrverkehr geôffnet werden;
d. auf einer grôsseren Wegstrecke m i t Belägen versehen werden, die

fü r die Fussgänger ungeeignet sind.
3 D ie Kantone regeln in ihrem Bereich das Verfahren fü r d ie Aufhebung
von Wegen und bestimmen, we r zum Ersatz verpflichtet i s t .

D ie einmal in Plänen festgelegten Fuss- und Wanderwege sollen in ihrem
Bestand und in ihrer Qualität nicht vermindert werden. Dieser Grundsatz
war eines der Hauptziele sowohl der Initianten der Verfassungsänderung als
auch des Parlamentes (vgl. A r t . 37quater Abs. 3 BV).

Massgebend war dabei die Ueberlegung, dass in die Pläne nur Wege aufzunehmen
seien, die als eigentliche Fuss- oder Wanderwege im engeren, dem FWG
entsprechenden Sinn betrachtet werden kônnen. Gegen die Aufhebung heute
bestehender Wege, die diese Anforderungen nicht erfüllen, i s t nichts einzuwen‑
den, sofern an ihre Stelle eine verbesserte Wegführung (ZB . eine Strecke
ohne Hartbeiag) t r i t t .

In die Pläne nach Ar t . 4 Abs. -1 FWG sollen nur Wege Aufnahme finden,
die definit iv zu den Fuss‐ und Wanderwegnetzèn gehôren sollen. In den meisten

Fällen drängt sich eine Ueberarbeitung der heute bestehenden Fuss- und
Wanderwegplâne auf; bei den Fusswegplänen wi rd häufig sogar eine Neubearbei‑
tung nô t ig sein. Wichtig ist , dass in den Plänen auch die e r s t projekt ierten
Strecken aufgenommen werden.

In Abs. 1 i s t der Grundsatz der Schaffung von Ersatzwegen durch vorhandene,
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jedoch nicht bereits in Piänen gemäss Ar t . 4 FWG enthaltene, oder aber
durch neu zu schaffende Wege festgehalten. Der allfäi l ige Verzicht auf einen
Wegersatz is t nur in ausserordentiichen Ausnahmefäiien und auch dann nur
m i t einer Planänderung des betreffenden Wegnetzes môglich (so auch Bot‑
schaft FWG, S. 11). A i le in den Plänen gemäss Ar t . 4 FWG aufgeführten
Wege sind bei Aufhebung zu ersetzen, auch wenn sie noch nicht realisiert
worden sind.

Die Aufzählung der Aufhebungstatbestände in Abs. 2 is t nicht abschliessend
("insbesondere"). D ie Kantone kônnen diese konkretisieren und wei tere Ersatz‑
tatbestände erlassen. Diese Befugnis le i te t sich aus der auf die Grundsatzgesetz‑
gebung beschränkten Kompetenz des Bundes ab (A r t . 37quater BV); danach
sind Anlage, Erhaltung und Ersatz von Fuss‐ und Wanderwegen Sache der
Kantone.

Von den Aufhebungstatbeständen des Abs. 2 werden Fuss‐ und Wanderwege
nicht in gleichem Masse betroffen: l i t . 3 und b sowie grundsätzlich auch
l i t . c ge1ten fü r beide Wegnetze. D ie Frage des Belages in l i t . d i s t dagegen
vorab für Wanderwege von Bedeutung. Die präzisierende Vorschrif t in A r t .
6 FWV spricht denn auch von "ungeeigneten Wanderwegbelägen". Bei den
Fusswegnetzen kann 2. B. das Bedürfnis nach Rollstuhigängigkeit den Einbau
eines Hartbelages geradezu erforder i ich machen. Im übrigen is t auch das
unterschiedliche Schuhwerk zu berücksichtigen: während das Gehen m i t Wander‑
schuhen auf Hartbeiägen gesundheitsschädigend ist , erscheinen Hartbeläge
für das innerôrtl ich verwendete Schuhwerk in der Regei nicht ungeeignet.
Entscheidend für eine gr i ffige Anwendung der Ersatzbestimmung in l i t . c
und d wird die Auslegung des Ausdruckes "grôssere Wegstrecke" sein.

D ie Kantone bezeichnen neben dem Verfahren für die Aufhebung vor allem
den Ersatzpflichtigen. Grundsätzlich kônnen sie dabei den Verursacher einer
Aufhebung zum Ersatz verpf1ichten oder ‐ unabhängig vom Verursacher ‐ selber
für angemessenen Ersatz sorgen. Der Bund hat für seinen Bereich die Lôsung
getroffen, dass die Kosten von Ersatzmassnahmen dem Kredit des betreffenden
Objektes angelastet werden (A r t . 10 Abs. 2 FWG). Demgegenüber wähite
der Kanton Schaffhausen in seinem Strassengesetz vom 18. Februar 1980

‐ 1 8 ‑



ARF/SAW, Kleine Einführung ins FWG

eine Lôsung, die der Variante 2 (angemessener Ersatz durch den Kanton)
nahesteht.

Ar t . 8 Mitwirkung grivater Fachorganisationen

] Bund und Kantone ziehen für die Planung, die Aniage und die Erhaltung
der Fuss‐ und Wanderwegnetze pr ivate Organisationen bei, welche vor al lem
die Fuss‐ und Wanderwegnetze fôrdern (private Fachorganisationen).
Sie kônnen den privaten Fachorganisationen einzelne Aufgaben übertragen.

Schon der Verfassungsartikel verlangt, dass Bund und Kantone m i t pr ivaten
Organisationen zusammenarbeiten (A r t . 37quater Abs. 4 BV). D ie Mitwirkung
wird in A r t . 8 FWG präzisiert . Sie i s t für die Planung, die Aniage und die
Erhaltung der Fuss- und Wanderwegnetze vorgeschrieben. D ie Mitwirkung
bei weiteren, nicht un t e r A r t . 4 und 6 FWG failenden Aufgaben kann von
den Kantonen vorgesehen werden. Neben dem Beizug dieser Organisationen
is t auch die Uebertragung einzelner Aufgaben (z.B. Erarbeitung planerischer
Grundlagen oder die Kennzeichnung) an diese pr ivaten Fachorganisationen
môglich.

Die Bestimmung von A r t und Zeitpunkt der Mitwirkung im kantonalen Vollzug
überiässt der Bund den Kantonen. Die A r t der Mitwirkung der pr ivaten Fach‑
organisationen bei den Tätigkeiten des Bundes is t in A r t . 9 FWV geregelt.

Für den tatsächlichen Beizug einer Organisation wird ihre Tätigkeit und
ihr Fachwissen entscheidend sein. Die Kantorie bestimmen seiber, in welchen
Bereichen sie welche Organisationen beiziehen, oder sie verpflichten die
Gemeinden dazu. Bei einer allfäll igen Delegation der aus dem FWG erwachsenen
Vollzugsaufgaben an die Gemeinden sind die Kantone dafür verantwortiich,
dass die Gemeinden in entsprechender Weise m i t den pr ivaten Fachorganisationen
zusammenarbeiten. Werden den privaten Fachorganisationen gewisse Aufgaben
übertragen, deren Bewältigung gemäss FWG den Kantonen obliegt, sollen
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sie vom Kanton dafür entschädigt werden.

Für die Mitwirkung bei den Wanderwegnetzen kommen v.a. die kantonalen
Wanderweg-Organisationen in Frage; bei den Fusswegnetzen auch Kur‐ , Verkehrs‑
oder Einwohnervereine. Im übrigen kann un t e r Umständen auch die ARF
Adressen ôrt l icher Fussgängervereinigungen vermitteln.

Die mitwirkenden Fachorganisationen im Sinne von Ar t . 8 FWG sind nicht
notwendigerweise identisch m i t den beschwerdeberechtigten Fachorganisationen
im Sinne von Ar t . 14 FWG.

Ar t . 9 Rücksichtnahme auf andere Anliegen

Bund und Kantone berûcksichtigen auch die Anliegen der Land‐ und Forst‑
wirtschaft, des Natur‐ und Heimatschutzes sowie der Landesverteidigung.

In der Fassung des Bundesrates wa r die Rücksichtnahme auf andere Anliegen
im Ar t i ke l über die Koordination enthalten. Um zu vermeiden, dass "andere
Anliegen" nur im Zusammenhang m i t der Koordination beachtet werden,
hat sich der Gesetzgeber fü r den geltenden Ar t . 9 FWG am Ende des 2.
Abschnittes über Planung, Anlage und Erhaltung entschieden. Der Gesetzgeber
war bestrebt, besonders die Interessen der Land- und Forstwirtschaft, die
zuweilen keine Begeisterung für das FWG zeigten, e rns t zu nehmen und
zu berücksichtigen. Vorab Wanderwege führen meistens auf Güter‐ und Wald‑
wegen durch Gebiete, in denen noch andere Interessen, w i e eben jene der
Land‐ und Forstwirtschaft, diejehigen des Natur- und Heimatschutzes oder
der Landesverteidigung wahrgenommen werden (vgl. hiezu die ARF‐Schriften
Nr. 4 und Nr. 5 über Fuss‐ und Wanderwege bei der Planung von ländlichen
Wegnetzen im Mittel land und im Berggebiet). Der Bund schreibt den Kantonen
verbindlich vor, auf die erwähnten Anliegen Rücksicht zu nehmen. Ueber
das Verfahren der Berücksichtigung "anderer Anliegen" auf Bundesebene or ient ie ‑
ren die A r t . 2 , 3 und 8 FWV.
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Die Kantone sind in der Organisation dieser Rücksichtnahme frei. Zweckmässig
ist wohl auch hier (wie im Bund) die Einholung einer Stellungnahme der
mit interessierten Amtsstel len durch die kantonale Fachstelle. Bei einer a l l fä l l i ‑
gen Vollzugsdelegation an die Gemeinden sind diese vom Kanton auf die
verbindliche Rücksichtnahme auf andere Aniiegen aufmerksam zu machen.

3. ABSCHNIT‘T: BESONDERE AUFGABEN DES BUNDES

A r t . 10 Im eigenen Bereich

lDie Bundesstellen berücksichtigen bei der Erfül lung ihrer Aufgaben die
in den Plânen nach Ar t ike l 4 enthaltenen Fuss‐ und Wanderwegnetze oder
sorgen für angemessenen Ersatz, indem sie:
a. eigene Bauten und Anlagen entsprechend planen und erstellen;
b. Konzessionen und Bewilligungen nur u n t e r Bedingungen und Auflagen

ertei len oder aber verweigern;
c. Beiträge nur bedingt gewähren oder ab1ehnen.
Entstehen Kosten, we i l Fuss- oder Wanderwegnetze berücksichtigt oder

Tei le davon e r se t z t werden müssen, so werden sie dem betreffend Objekt‑
kredit belastet oder zum gleichen Beitragssatz w i e die übrigen Objektkosten
subventioniert.

A r t . 10 FWG konkretisiert A r t . 37quater Abs. 3 BV und enthält im wesentli‑
chen die gleichen Bestimmungen w i e das Kreisschreiben des Bundesrates
vom 29. August 1979 an die Departemente, Anstalten und Regiebetriebe
des Bundes betreffend Fuss‐ und Wanderwege (Direkte Rechtsanwendbarkeit
von Ar t . 37quater Abs. 3 BV; aufgehoben auf den 1. Januar 1987 [vgl. dazu
hinten bei A r t . 17 FWG1). D ie Bestimmung wi rd präzisiert in A r t . 8 FWV.

Obwoh1 Ar t . 10 FWG in ers te r Linie die Aufgaben des Bundes bezüg1ich
den Fuss- und Wanderwegnetzen festhält, die in P1änen gemäss Ar t . 4 FWG
enthalten sind, berücksichtigt der Bund auch die vorübergehend von den
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Kantonsregierungen bezeichneten Fuss- und Wanderwegnetze (Ar t . 16 Abs.
1 FWG). Voraussetzung wird dabei allerdings sein, dass die Frist zur Erstellung
der Pläne gemäss A r t . 15 FWG nicht übermässig lange überschritten wird.

Fuss‐ und Wanderwege, die weder in Plänen gemäss Ar t . 4 FWG enthalten
sind, noch von den Kantonsregierungen gemäss Ar t . 16 FWG vorläufig u n t e r

Schutz gestellt w0rden sind, braucht der Bund nicht zu berücksichtigen.
Weil er nicht für Planung, Anlage und Erhaltung von Fuss‐ und Wanderwegnetzen
zu sorgen hat, kann er sich nicht zu mehr verpflichten als die Kantone.
Ausserdem i s t der Bund nicht verpf1ichtet, auf Fuss‐ und Wanderwege Rück‑
sicht zu nehmen bzw. solche zu ersetzen, wenn sie den Anforderungen des
FWG nicht entsprechen ( A r t . 2 Abs. 4 FWV). Hier gre i f t jedoch die kantonale
Ersatzpflicht Platz. Der erwähnte A r t . 2 Abs. 4 FWV is t als Ausnahme des
in A r t . 10 Abs. 1 FWG verankerten Prinzips (vgl. auch Ar t . 37quater Abs.
3 BV) eng auszulegen. Warm Art . 2 Abs. 4 FWV zur Anwendung kommen
wird, w i rd die Praxis zu den zahlreichen unbestimmten Begriffen im Gesetz
zeigen (z.B. "sonstwie unterbrochen" [Ar t . 7 Abs. 2 l i t . b]; "auf grôsserer

Wegstrecke Stark befahren" [Ar t . 7 Abs. 2 l i t . 0]; "auf grôsserer Wegstrecke
m i t ungeeigneten Belägen versehen" [A r t . 7 Abs. 2 l i t . d FWG und A r t .
6 FWV]).

Die Kosten des Ersatzes durch den Bund laufen zu Lasten des betreffenden
Objektkredites. Bezahlt der Bund Beiträge an Werke oder Anlagen, die eine
Ersatzpf1icht für Fuss‐ und Wanderwege auslôsen ( A r t . 8 FWV), subventioniert
der Bund die dadurch entstehenden Kosten zum gleichen Beitragssatz w i e

die übrigen Objektkosten (A r t . 10 Abs. 2 FWG).
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Ar t . 11 Beratung der Kantone

Der Band kann die Tätigkeiten der Kantone bei der Pianung, der Anlage
und der Erhaltung sowie beim Ersatz von Fuss‐ und Wanderwegnetzen durch
fachliche Beratung und Beschaffung von Gmndlagen unterstützen.

D ie Hilfeleistung an die Kantone für die Planung, Aniage, Erhaitung und
Ersetzung von Fuss‐ und Wanderwegnetzen w i rd auf fachliche Beratung und
Beschaffung von Grundlagen beschränkt. Ein entsprechender Auftrag zur

Beschaffung der erforderlichen Grundlagen über Aniage und Erhaltung von

Fuss‐ und Wanderwegen sowie zur Koordination entsprechender Forschungs‑
arbeiten geht denn auch an des Bundesamt für Forstwesen und Landschaftsschutz
(BFL) in Ar t . 10 Abs. 1 FWV; es muss diese Unterlagen den Kantonen und
weiteren Interessierten zur Verfügung stelien (A r t . 10 Abs. 2 FWV). Durch
diese Verpfiichtung in der Verordnung wird die "kann"‐Formulierung in Ar t .
11 FWG auf die Bereiche Planung und Ersetzung von Fuss- und Wanderweg‑
ne t zen beschränkt.

Ar t . 12 Unterstützung der privaten Fachorganisationen

Der Bund kann privaten Fachorganisationen von gesamtschweizeriseher Bedeu‑
t u n g für ihre Tätigkeiten nach Ar t ike l 8 Beiträge ausrichten.

Die Ausrichtung von Beiträgen durch den Bund bedar f einer gesetziichen
Grundlage. Sie is t m i t A r t . 12 FWG und Ar t . 7 FWV geschaffen.

Beiträge gemäss A r t . 12 (bzw. aufgrund von A r t . 37quater BV) werden heure
den Schweizer Wanderwegen (SAW) sowie der Arbeitsgemeinschaft Recht
für Fussgänger (ARF) ausgerichtet. D ie Ausrichtung dieser Beiträge findet
ihre Begründung einerseits in einer Entlastung der ôffentiichen Hand durch
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diese Organisationen und andererseits im Offentlichen Interesse, in dem die
Arbeit dieser Organisationen liegt.

Zur Zeit bestehen ausser den Genannten keine weiteren jurist ischen Personen
privaten Rechts, die auf gemeinnütziger Grundlage den überwiegenden Te i l
ihrer Tätigkeit dauernd der Fôrderung der Fuss‐ und Wanderwegnetze wid‑
men (Ar t . 7 Abs. 1 FWV).

4. ABSCHNITT: ORGANISATION UND RECHTSSCHUTZ

Art . 13 Fachstellen

D ie Kantone bezeichnen ihre Fachstellen fü r Fuss‐ und Wanderwege.

Bass die vom Kanton zu bezeichnende Fachstelle eine Amtsstelle sein muss,
geht aus der Botschaft und aus A r t . 11 FWV hervor. D ie Kantone geben
diese Fachstelle clem Bundesamt für Forstwesen und Landschaf‘csschutz bekannt
(A r t . 11 FWV). Zum Te i l haben sie - w ie e t w a der Kanton Glarus (kantonale
Baudirektion) ‐ ihre Fachstelle bereits bezeichnet.

Die Aufgaben der Fachstelle kônnen einer (und nur einer) schon bestehenden
kantonalen Amtsstelle ‐ z.B. dem Raumplanungs‐ oder Verkehrsplanungsamt,
aber auch e tw a der Forst‐ oder der Natur - und Heimatschutzstelle - übertragen
werden. Die Fachstellen tragen - wie die kantonalen Fachstellen fü r Raumpla‑
nung (vgl. dazu Ar t . 32 des eidgenôssischen Raumplanungsgesetzes [RPG]) ‑
die technische (nicht die politische) Verantwortung für den Gesetzesvollzug;
ob sie ihn selber besorgen oder ihn beaufsichtigen, i s t den Kantonen anheim‑
geste…. Sinnvoll i s t es wohl, die Aufgaben, die den Kantonen aus FWG
und FWV zufallen, den Fachstellen zur Bearbeitung zuzuweisen. Darunter
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fallen e t w a (Auswah1):

‐ Das Festhalten bestehender und vorgesehener Fuss- und Wanderwegnetze
in Plänen (Ar t . 4 Abs. 1 l i t . & FWG);

‐ die periodische Ueberprüfung ( in der Regel alle zehn labre) und al l ‑

fäll ige Anpessung der Pläne (A r t . 4 Abs. 1 l i t . b FWG und A r t . 1
FWV);

‐ die Koordination der Fuss‐ und Wanderwegnetze m i t denjenigen der
Nachbarkantone sowie m i t den raumwirksamen Tätigkeiten der Kantone
und des Bundes (A r t . 5 FWG und Ar t . 2 FWV);

‐ die Benachrichtigung über Planerlass und -anpassung an des Bundesamt
für Forstwesen und Landschaftssehutz (A r t . 3 Abs. 1 FWV);

- die Aufsicht über Anlage, Unterhalt und Kennzeichnung von Puss‑
und Wanderwegen (A r t . 6 Abs. 1 l i t . & FWG);

‐ die Aufsicht über die rechtliche Sicherung der freien Begehbarkeit
(A r t . 6 Abs. 1 l i t . c FWG; Ar t . 5 FWV);

- die Ueberwachung des Ersatzes von Fuss- und Wanderwegen sowie
die Bestimmung des Ersatzpf1ichtigen (Ar t . 7 FWG);

‐ die Zusammenarbeit m i t den privaten Fachorganisationen (Ar t . 8
FWG);

‐ die Wahrnehmung des Beschwerderechtes in eidgenôssischen und kantonalen
Verfahren (A r t . 14 FWG).

D ie Kantone kônnen der Fachstelle wei tere Aufgaben zuweisen.
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Ar t . 14 Beschwerdelegitimation

ln eidgenñssisehen und kantonalen Verfahren sind unabhânging von den
übrigen verfahrensrechtlichen Bestimmungen zur Beschwerde auch berechtigt:
a. die Gemeinden, wenn ihr Gebiet betroffen is t ;
b. die vom Eidgenôssischen Departement des Innern anerkannten Fachorga‑

nisationen von gesamtschweizerischer Bedeutung.
2 Zur Beschwerde gegen Verfügungen von Bundesbehôrden sind auch die
Kantone berechtigt.

Grundsätzlich gelten fü r den Rechtsmittelweg die Veriahrensbestimmungen
des kantonalen und eidgenôssischen Rechtes ‐ im Bund is t das insbesondere
das Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspf1ege vom 16. Dezem‑
ber 1943. D ie in Bund und Kantonen geltenden Bestimmungen über die Be‑
schwerd€ legitimation werden durch diesen Ar t i ke l jedoch ergänät. Das Bundes‑
recht schreibt also den Kantonen im Sinne einer Minimalvorschrift verbindlich
vor, wer im kantonalen Verfahren u.a. auch zur Ergreifung von Beschwerden
legi t imiert i s t .

Die Legitimation steht neben den in ihrem Gebiet betroffenen Gemeinden
auch den vom Eidgenôssischen Departement des Innern anerkannten Fachorga‑
nisationen von gesamtschweizerischer Bedeutung zu (Ar t . 14 Abs. 1 l i t . b
FWG). Diese Gemeinden und Fachorganisationen sind in eidgenôssichen Ver‑
fahren über die anfechtbaren Entscheide angemessen zu orient ieren (Ar t .
12 FWV). D ie Kantone kennen für das kantonale Verfahren zum Te i l weniger
we i t gehende Vorschriften über diese Orientierungspf1icht. Es steht ihnen
frei, die im eidgenôssischen Verfahren vorgesehene Regelung zu übernehmen
oder sogar auszudehnen. Sieht des kantonale Recht eine Ausdehnung der
Legitimation auf wei tere Organisationen ‐ z.B. auf die kantonalen Wanderwegor‑
ganisationen ‐ vor, sind auch diese in der gleichen Weise zu or ient ieren.

Beschwerdeberechtigt gemäss A r t . 14 FWG sind voraussichtlich die Schweizer
Wanderwege (SAW) und die Arbeitsgemeinschaft Recht für Fussgänger (ARP).
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5. ABSCHN ITT; SCHLUSSBESTIMMUNGÈN

Ar t . 15 Frist fü r die Erstellung der Pläne

Die Kantone sorgen dafür, dass die Plâne nach Art ikel 4 Absatz ] inner t
dreier Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erstellt werden.
2 . . . _ . .Der Bundesrat kann diese Fr15t ausnahmsweme fur emzelne Geb1ete ver ‑
lângern.

D ie Fr ist zur Erstellung der Pläne nach Ar t . 4 FWG ist vom Gesetzgeber
im Hinblick auf die im Gange befindlichen Planungsarbeiten gemäss dem
eidgenôssischen Raumplanungsgesetz (RPG) auf drei labre angesetz t w0rden.
Die Nutzungspläne gemäss RPG sollen bis acht Jahre nach lnkraft t reten
des RPG ( l . ]anuar 1980) ‐ also bis am 31. Dezember 1987 ‐ vorliegen
(Ar t . 35 Abs. 1 RPG). Zudem kônnen für die Erfassung der Wanderwegnetze
die Kar ten der pr ivaten Wanderweg-Organisationen als bewährte Grundlagen
dienen.

Die Formulierung von A r t . 15 Abs. 2 FWG st immt m i t derjenigen von Ar t .
35 Abs. 2 RPG (Verlängerung der Frist zur Einreichung der Richtpläne) sinnge‑
mäss überein. Nach clem Wortlaut von A r t . 15 Abs. 2 FWG kann der Bundesrat
aber die Frist ausnahmsweise für einzelne Gebiete - also nicht zwingend
für das ganze Gebiet eines Kantons ‐ verlängern. Das dürfte ibm auch als
Grundlage dienen, um von den Kantonen zu verlangen, dass sie die Pläne
gemäss FWG wenigstens für einen Te i l des Kantonsgebietes rechtzei t ig erstellen.

Der Bund nimmt nur auf Fuss- und Wanderwegnetze Rücksicht, die inner t

der (allfällig verlängerten) Fr ist des A r t . 15 FWG in Plänen festgehalten
sind.
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Ar t . 16 Uebergangsbestimmungen

Die Kantonsregierungen bezeichnen die Fuss‐ und Wanderwegnetze, auf
die dieses Gesetz bis zum Inkrafttreten der Plâne nach Art ike l 4 Absatz 1
anzuwenden is t . D i e Bezeichnung i s t für alle Behôrden des Bundes und der
Kantone verbindlich.
Solange das kantonale Recht keine anderen Behôrden bezeichnet, kônnen

die Kantonsregierungen weitere vorlâufige Regelungen treffen.

Die Uebergangsbestimmungen in Art . 16 FWG sind vom Gesetzgeber in der
Fassung des bundesrätiichen Entwurfes übernommen worden. M i t diesem Bestim‑
mungen soil der ständig fortsehreitenden Beeinträchtigung des Fuss‐ und
Wanderwegnetzes begegnet werden; das heute bestehende Netz soil bis zum
Inkrafttreten der Pläne gemäss Ar t . 4 FWG erhalten bleiben.

M i t seinem inzwischen in FWG und FWV inkorporierten Kreisschreiben vom
29. August 1979 über die direkte Rechtsanwendbarkeit von A r t . 37quater
Abs. 3 BV hat der Bundesrat seinerseits Sofortmassnahmen ergr i f fen und
seine Bundesstellen auf die direkte Anwendbarkeit von Ar t . 37quater Abs.
3 BV hingewiesen. D ie Bezeichnung der Fuss- und Wanderwegnetze durch
die Kantonsregierungen i s t obligatorisch und soil baldmôglichst nach dem
lnkrafttreten des FWG am 1. ]anuar 1987 erfolgen. D ie Kantone kônnen

für die Wanderwege die Karten der kantonalen Wanderwegorganisationen
und für die Fusswege die Pläne der Gemeinden und Regionen heranziehen.
Sie sind hiezu allerdings nicht verpf1ichtet (vgl. unten) und kônnen ihre Fuss‑
und Wanderwegnetze auf andere Weise bezeichnen.

Die von den Kantonsregierungen bezeichneten Fuss‐ und Wanderwegnetze
sind auch für den Bund verbindlich (A r t . 16 Abs. 1 am Ende). Der Bund
w i r d die derart provisorisch bezeichneten Wegnetze allerdings nu r bis zur

(gegebenenfælls verlängerten) Frist der Erstellung der Pläne gemäss A r t .
15 FWG gegen sich gelten lassen.
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Die Kantonsregierungen werden in Abs. 2 ermächtigt, bis zum Voriiegen
der erforderlichen kantonalen Regelungen wei tere vorläufige Regelungen
zu treffen. So kônnen sie e t w a ‐ ähnlich dem Bundesrat in seinem Kreis ‑
schreiben ‐ ihre Amtsstellen auf die aus FWG und FWV fliessenden, direkt
anwendbaren Pf1ichten hinweisen und Anordnungen zu deren Beachtung t re f ‑
f en.

Der Nationalrat als Zweitrat verlangte eine genauere Bezeichnung der vor‑
läufig zu schützenden Fuss‐ und Wanderwege auf der Grundiage der bestehen‑
den Orts‐ und Regionaiplanungen sowie der Pläne von Fachorganisationen.
Im Differenzbereinigungsverfahren hie1t der Ständerat an der Unterstützung
des bundesrätlichen Vorschiages fest: D i e Fassung des Nationalrates enthalte
e in Misstrauensvotum gegen die Kantone; diese würden m i t geeigneten und
sofortigen Massnahmen Missbrâuche zu verhindern wissen. In der Folge schloss
sich der Nationalrat dem Ständerat an, hoffent l ich zu Recht.

A r t . 17 Referendum und Inkrafttreten

Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
Der Bundesrat bestimmt das lnkrafttreten.

Das FWG wurde von den Eidgenôssischen Räten am 4. Oktober 1985 verabschie‑
det. D ie Referendumsfrist i s t am 13. ]anuar 1986 unbenützt abgelaufen
(BB! 1985 11S. 1291).

M i t Beschluss vom 26. November 1986 hat der Bundesrat das FWG auf den
1. ]anuar 1987 in K r a f t gesetzt (AS 1986 S. 2510). A u f den gleichen Zeitpunkt
wurde die Verordnung des Bundesrates vom 26. November 1986 über Fuss‑
und Wanderwege (FWV) in K r a f t gesetzt (AS 1986 S. 2513).
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Die Anordnungen des Bundesrates über die direkte Rechtsanwendbarkeit von

Ar t . 37quater Abs. 3 BV in seinem Kreisschreiben an die Departemente,
Anstalten und Regiebetriebe des Bundes betreffend Fuss‐ und Wanderwege
wurden weitgehend ins FWG und in die FWV aufgenommen. Das Kreisschreiben
wurde daher m i t Beschluss des Bundesrates vom 26. November 1986 auf
den 1. Januar 1987 aufgehoben (581 1986 111 S. 1044).
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Verzeichnis der Abkürzungen

Abs. Absatz
ARF Arbeitsgemeinschaft Recht für Fussgänger
A r t . Ar t ike l
AS Amtliche Sammiung der Bundesgesetze und Verordnungen

(Eidgenbssische Gesetzessammlung); ab 1948: Sammlung
der eidgenôssischen Gesetze

BBl Bundesblatt (Bern seit 1849)
BFL Bundesamt für Forstwesen und Landschaftsschutz
Botschaft FWG Botschaft des Bundesrates zu einem Bundesgesetz über

Fuss‐ und Wanderwege (FWG) vom 26. September 1983,
in BB1 1983 1983 IV S. 1‐20

BV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
vom 29. Mai 1874 (SR 101).

FWG Bundesgesetz über Fuss‐ und Wanderwege (FWG) vom
4. Oktober 1985 (SR 704; AS 1986 S. 2506). In K ra f t
seit ]. Januar 1987.

FWV Verordnung des Bundesrates über Fuss‐ und Wanderwege
(FWV) vom 26. November 1986 (SR 704.1; AS 1986 S.
2511). In K r a f t sei t l. ]ànuar 1987.

IVS Inventar historischer Verkehrswege in der Schweiz.
l i t . 1itera (Buchstabe)
RPG Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979

(SR 700).
RPV Verordnung des Bundesrates über die Raumplanung vom

26. März 1986 (SR 700.1).
SAW Schweizer Wanderwege
SR Systematische Rechtssammlung (Systematische Sammlung

des Bundesrechts).
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Weiterführende Literatur

] u d Heinrich, Rechtsfragen bei Fuss- und Wanderwegen. Aspekte der recht l i ‑
chen Sicherung, der Haftung und des Unterhaltes, ARF‐Schriftenreihe
N r. 8, Zürich 1986.

Daniell i Giovanni / Schwarze Martin, Die Planung von Fuss‐ und Wanderwegen
nach dem Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege (FWG), ARP-Schrif‑
tenreihe Nr. 9, Zürich 1987.

Beide Arbeiten sind, wie auch die anderen Schriften der ARF über Puss‑
und Wanderwegplanung, bei der Geschäftssteile der Arbeitsgemeinsehaft Recht
für Fussgänger (ARP), Klosbachstrasse 48, 8032 Zürich, Te l . 01 / 47 62 40,
erhält l ich.
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SCHRIFTEN DER ARF

N r .

N r .

N r .

N r .

N r .

N r .

N r .

N r .

N r .

1 F u s s ‐ u n d Wanderweqe ‐ e i n g e s a m t s c h w e i z e r i s c h e s________________________________________________
Prob l em , 1978

F u s s ‐ u n d Wanderwege ‐ i h r e v o l k sw i r t s c h a f t l i c h e_______________________.___________._____________
u n d s o z i a l e Bedeu tung ( 1 4 E i n z e l a u f s ä t z e ) , 1979

Schulwegsicherung u n d Schulwegplanung ‐ am
Be i sg i e l e i n e r Geme inde , 1981

F u s s ‐ u n d Wanderwege b e i d e r Planung v o n
l ä n d l i c h e n Wegne t z e n i m M i t t e l l a n d , 1981

F u s s ‐ und Wanderwege b e i d e r P lanung v o n
l ä n d l i c h e n Wegnetzen i m B e r g g e b i e t , 1982

Fusswege i m S i e d l u n g s b e r e i c h ,
R i c h t l i n i e n f ü r besse r e F u s s g ä n g e r ‑
an l a g e n , 1982

D e r Fussweg a l s A n s c h l u s s a n s ô f f e n t l i c h e
Ve rkeh rsne t z ( P i l o t s t u d i e am B e i s p i e l
Bahnh0 f Emb r a c h ) , 1983

Rech t s f r agen b e i F u s s ‐ u n d Wanderwegen
Rech t l i c h e S i c h e r u n g , H a f t u n g ,
U n t e r h a l t . 1986

9 P lanungs f ragen b e i F u s s ‐ u n d Wanderwegen
1987

N r . l O K l e i n e E i n f ü h r u n g i n s FWG (Bundesgesetz
ü b e r F u s s ‐ und Wanderwege vom 4 . 1 0 . 8 5 )
1987

TONBILDSCHAU

D e r Schu lweg : S i c h e r h e i t u n d E r l e b n i s

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A RP ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

A R F ‐M i t g l i e d e r :

E r a r b e i t e t v o n d e r PRO JUVENTUTE u n d d e r ARF.
Bes t imm t f ü r E l t e r n g r u p p e n , S i e d l u n g s ‐ u n d Ve r k e h r s p l a n e r
u n d Gemeinden.
80 D i a s , 2 Tonkasse t t en , 1 Te x t b u c h , 1983
Aus l e i hgebüh r ( i n k l . 5 0 M e r k b l ä t t e r )

P r e i s :
F r .

1 0 . ‐ ‑

1 8 . ‐ ‑
1 5 . ‐ ‑

1 8 . ‐ ‑
1 5 . ‐ ‑

1 8 . ‐ ‑
1 5 . ‐ ‑

3 0 . ‐ ‑
2 5 . ‐ ‑

1 8 . ‐ ‑
1 5 . ‐ ‑

2 5 . ‐ ‑
2 0 . ‐ ‑

1 0 . ‐ ‑

1 5 . ‐ ‑

Z u b e z i e h e n b e i d e r G e s c h ä f t s s t e l l e d e r ARP, K l o sbachs t r a s se 48 , 8032 Z ü r i c h
( T e l . 0 1 ‐ 4 7 6 2 4 0 ) .




